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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas 
Kreuzer, Josef Zellmeier, Petra Guttenberger, Dr. Flo-
rian Herrmann, Norbert Dünkel, Alexander Flierl, 
Max Gibis, Jürgen W. Heike, Bernd Kränzle, Manfred 
Ländner, Otto Lederer, Ludwig Freiherr von Lerchen-
feld, Andreas Lorenz, Dr. Hans Reichhart, Dr. Franz 
Rieger, Peter Tomaschko, Andreas Schalk, Karl 
Straub, Manuel Westphal, Mechthilde Wittmann 
und Fraktion (CSU) 

Drs. 17/15029 

Freiheit und Sicherheit durch Recht und Ordnung 
– Bayern handelt! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag begrüßt das von der Staatsregierung am 
10. Januar 2017 beschlossene Sicherheitskonzept 
„Freiheit und Sicherheit durch Recht und Ordnung“. Er 
fordert die Staatsregierung auf, sich auf Bundesebene 
dafür einzusetzen, dass diese Maßnahmen zur effek-
tiven Kriminalitätsbekämpfung und Strafverfolgung 
rasch umgesetzt werden. 

Insbesondere fordert er die Staatsregierung auf, den 
Bundesrat zeitnah mit folgenden Themen zu befas-
sen: 

─ Die Speicherung und Verwendung von Verkehrs-
daten muss so praxisgerecht ausgebaut werden – 
d.h. Ausweitung der Speicherfrist, Erweiterung auf 
E-Mail-Verkehr und sonstige elektronische Kom-

munikationsmittel (WhatsApp und vergleichbare 
Messengerdienste), Nutzung durch das Bundes-
krimimalamt (BKA) und die Verfassungsschutzäm-
ter von Bund und allen Ländern sowie Erweite-
rung des zur Verkehrsdatenerhebung berechti-
genden Straftatenkatalogs –, dass Ermittlungen 
unterstützt und nicht behindert werden. 

─ Die Rechtsgrundlagen für die Überwachung des 
Inhalts von verschlüsselter Kommunikation via 
Mobiltelefon bzw. Internet, indem diese vor der 
Verschlüsselung beim Versender oder nach der 
Entschlüsselung beim Empfänger ausgeleitet wird 
(Quellen-Telekommunikationsüberwachung), so-
wie für die Online-Durchsuchung müssen ge-
schaffen werden. 

─ Die rechtlichen Möglichkeiten zur DNA-Analyse 
müssen erweitert werden (z.B. Erstreckung auf 
Haar- und Augenfarbe), um Tätern schnellstmög-
lich auf die Spur zu kommen. 

─ Der Unterbindungsgewahrsam in § 20p des Bun-
deskriminalamtgesetzes (BKAG) muss im Hinblick 
auf die spezielle Bedrohungslage angepasst wer-
den. 

─ Bestehende Strafbarkeitslücken bei der Sympa-
thiewerbung für islamistische Organisationen 
müssen geschlossen werden. 

─ Bei der Strafzumessung darf es keinen Rabatt 
wegen kultureller Vorstellungen und Prägungen, 
die mit unseren Werten nicht vereinbar sind, ge-
ben. 
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